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Drud^sache Nr. 4499 


Mündliche Anfragen 

gemäß 8 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) 
für die 275. Sitzung des Deuts<hen Bundestages 
am 24. Juni 1953 


1. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 

Ehren bisher unternommen, um den Tausenden von 

deutschen Menschen in Oberschlesien, die mit 
Gewalt daran gehindert werden, zu ihren in 
Westdeutschland befindlichen Angehörigen 
überzusiedeln, die Wiedervereinigung mit ihren 
Angehörigen zu ermöglichen? 

Welche Aussichten sieht die Bundesregierung 
zur Lösung dieser Frage, die viele Tausende 
Menschen aufs tiefste bewegt? 

2. Abgeordneter Ist dem Herrn Bundesminister für das Post- 

Erler und Fernmeldewesen bekannt, daß das im 

Zentrum der durch einen Luftangriff fast völ- 
lig zerstörten Stadt Pforzheim gelegene Post- 
amt 1 immer noch behelfsmäßig in Baracken 
untergebracht ist und dadurch für die Kund- 
schaft der Bundespost sowie für die dienst- 
tuenden Beamten erhebliche Unzuträglich- 
keiten entstanden sind? 

Hat der Herr Bundesminister für das Post- 
und Fernmeldewesen Vorsorge getroffen, daß 
innerhalb des Bauprogramms der Bundespost 
vor allem die Postämter in den Kernen der am 
stärksten zerstörten Städte wiederaufgebaut 
werden? 

Ist der Wiederaufbau des Postamtes Pforz- 
heim 1 bereits im Bauprogramm der Bundes- 
post enthalten? 

Bis wann ist mit dem Baubeginn und bis 
wann mit der Fertigstellung des Postamtes zu 
rechnen? 

3. Abgeordneter Wann gedenkt die Bundesregierung ihrem 

Niebergall gegebenen Versprechen gemäß Mittel zur Ver- 

fügung zu stellen, damit diejenigen Jugend- 
lichen, die vom Eintritt in die Fremdenlegion 
abgchalten werden konnten, unter menschen- 
würdigen Bedingungen ln ihre Heimat zurück- 
kehren können? 

4. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich 

Niebcrgali allein in der Pfalz noch über 100 000 Doppel- 

zentner Braugerste in den Lagerhäusern der 
Raiffeisen-Genossensdiaft, beim Handel und 
auf den Speichern der Erzeuger befinden? 



5. Abgeordneter 
Niebergall 


6. Abgeordneter 

Freidhof 


7. Abgeordneter 

Ritzel 


8. Abgeordneter 
Ritzel 


9. Abgeordneter 

Dr* Decker 


10. Abgeordneter 

Walter 


11 . Abgeordneter 

Bromme 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
diesen unerträglichen Zustand im Interesse der 
Bauern sofort abzustellen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Saargrenzgänger aus Rheinland-Pfalz, die 
bisher ihren im Saargebiet bezogenen Lohn im 
Verhältnis von 84 frs. zu 1, — DM umwedi- 
seln konnten, jetzt für 125 frs. 1, — DM er- 
halten? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
diese neuerdings dort aufgetretenen untrag- 
baren Verhältnisse abzustellen und den Saar- 
grenzgängern zu ihrem Recht zu verhelfen? 

Hat die Bundesregierung in der letzten Zeit 
mit dem Zentralverband des deutschen Hand- 
werks Verhandlungen geführt, um die Vor- 
aussetzungen zu schaffen, daß auf dem Ge- 
biet der Altersversorgung des deutschen Hand- 
werks eine Möglichkeit zur Durchführung 
dieses Gesetzes erreicht wird? 

Entspricht es den Tatsachen, daß ein in der 
deutschen Presse als neofaschistisch bezeich- 
neter Schriftsteller namens Heinrich Zillich 
aus Bundesmitteln unterstützt werden soll? 
Wenn ja, bitte ich um Angabe der Gründe 
und der Höhe des Betrages, der zu Lasten des 
Bundes zugewandt werden soll. 

Welches Ergebnis hatte der Steuerfahndungs- 
dienst in den einzelnen Ländern der Bundes- 
republik in den Rechnungsjahren 1951/52 so- 
wie des Rechnungsjahres 1953/54 und in den 
ersten Monaten des Rechnungsjahres 1954? 

Ist es riditig, daß die Witwe des in Prag 
„tätig“ gewesenen Heydrich eine Rente als 
Kriegerwitwe zugesprochen bekommen hat, 
während politische Gefangene des Dritten 
Reidies, die in Österreich inhaftiert waren, mit 
der Begründung, dieses Unrecht sei ihnen nicht 
in Deutschland zugefügt worden, keinerlei 
Entschädigung erhalten? 

Was ist bisher unternommen worden, um die 
im ehemaligen U-Boot-Hafen in Finken- 
wärder bei Hamburg seit Jahren liegenden 50 
bis 60 KF -Kutter, die von der englischen 
Besatzungsmacht beschlagnahmt wurden und 
nun langsam verrotten, vom Engländer zu- 
rückzubekommen, damit sie unserer Hochsee- 
fischerei dienstbar gemacht werden können? 

Wann gedenkt der Herr Bundesfinanzminister 
den Besdiluß des Bundestages in seiner Sit- 
zung vom 1. Oktober 1952 zu realisieren, wo- 
nach die Priwallfähren entweder in das Eigen- 
tum des Bundes überführt werden oder aber 
durdi eine Sonderregelung eine wesentliche 



Entlastung der Finanzlage der Hansestadt 
Lübeck herbeigeführt werden soll, nadidem 
das Ministerium für gesamtdeutsdie Fragen 
dankenswerterweise bisher die Kosten für die 
Priwallbewohner getragen hat, soweit diese 
Heimatvertriebene sind, aber wiederholt dar- 
auf aufmerksam gemacht hat, daß seine Mittel 
an sich für derartige Zwecke nicht vorgesehen 
sind? 

Auf Grund welcher Bestimmung des Grund- 
gesetzes oder welch anderer gesetzlichen Be- 
stimmung ist der Bundesminister für das Post- 
und Fernmeldewesen „gehalten“, eine Ent- 
scheidung eines Landesministers zu erfüllen, 
der einem als „Hauptschuldiger“ eingestuften 
ehemaligen Nationalsozialisten einen Unter- 
haltsbeitrag zugebilligt hat; und hat der von 
einem Landesminister Begnadigte einen Rechts- 
anspruch gegen den Bund erworben? 

Auf welchen Paragraphen des Gesetzes zur 
Regelung der Rechtsverhältnisse der unter 
Artikel 131 GG fallenden Personen hat der 
Herr Bundesminister für das Post- und Fcrn- 
meldewesen sidi in seiner Antwort auf die 
Kleine Anfrage Nr. 325 der Fraktion der 
SPD betr. Weihnachtszuwendung an den 
früheren Postminister Ohnesorge berufen? 

Ist dem Herrn Bundesminister für das Post- 
und Fernmeldewesen bekannt, daß der Ab- 
satz 4 des § 162 des Deutschen Bcamten- 
gesetzes in der zur Zeit gültigen Fassung dieses 
Gesetzes nicht mehr besteht? 

13. Abgeordneter Weichen Standpunkt nimmt die Bundesregie- 
Meyer (Hagen) rung zu der Tatsache ein, daß diejenigen Be- 
stimmungen der Notverordnung vom 8. De- 
zember 1931 weiter bestehen, die den Unfall- 
verletzten Ihre Rente aberkennt, wenn diese 
unter 20®/o liegt und vor dem 31. Dezember 

1938 erfolgt ist, während die Verletzten, die 
einen Unfall nach dem 31. Dezember 1938 er- 
litten haben, durch die Änderung des § 559 a 
Reichsversicherungsordnung vom 17. Februar 

1939 ihre Rente erhalten? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß dadurch 
den Unfallverletzten ihr Recht weiter genom- 
men wird, auch wenn sich eine Verschlimme- 
rung inzwischen herausgestellt hat? 

Aus welchem Grunde hat die Bundesregierung 
den Wunsch des Hauptvorstandes der ge- 
werblichen Berufsgenossenschaften e. V. vom 
16. Mai 1951 Nr. VB 57/51, der die Auf- 
hebung dieser Notverordnungsbestimmung 
wünschte, nicht Rechnung getragen? 

Ist die Bundesregierung mit Herrn Dr. Lau- 
tenberg vom Hauptvorstand der gewerblichen 


12. Abgeordneter 
Gramer 



Berufsgenossenschaften, die er in seinem Kom- 
mentar zum 3. und 5. Budi der Reichsver- 
sidierungsordnung vertritt, ebenfalls der Auf- 
fassung, daß der Gesetzgeber es bisher ledig- 
lich übersehen hat, die entsprechenden Bestim- 
mungen der Notverordnung vom 8. Dezember 
1931 aufzuheben? 

14. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, ob und wann 
Dr, Wellhausen die in München seit Kriegsende bestehende 
Abteilung des amerikanischen Justizministe- 
riums (Department of Justice, Overseas 
Brandt, München 27, Mauerkirdistr. 59) und 
die In Neuenahr bestehende französlsdie Stelle 
ähnlichen Charakters (Ministere des Affaires 
Etrangeres, Delegation en Allemagne de L’Of- 
flce des Biens et Interets Prives) ihre Tätig- 
keit einstellen wird? 

Ist die Bundesregierung bereit, eine Zusam- 
menstellung darüber zu veröffentlichen: 

1. Wieviel Deutsche befanden sich am 
1. Juni 1953 als sogenannte Kriegsver- 
brecher in Haft bei den westlidien Ge- 
wahrsamsländern? 

2. Aus welchen Gründen wurden dieselben 
angeklagt bzw. verurteilt? 

3. Wer von den Angeklagten bzw. Ver- 
urteilten wäre nadi deutschem Recht an- 
geklagt bzw. schuldig gesprochen worden? 

Ich frage den Herrn Bundeskanzler, ob die 
Gewährung eines Unterhaltsbeitrages von 
monatlich 380, — DM an den früheren, als 
Hauptsdbuldlger eingestuften Reichspostmini- 
ster Ohnesorge durch den Herrn Bundesmini- 
ster für das Post- und Fernmcldewesen mit 
seiner Zustimmung erfolgt ist und er auch die 
Höhe des Unterhaltsbcitrages für angebracht 
hält? 

Kann der Herr Bundeskanzler angeben, 
welche anderen früheren nationalsozialistl- 
sdien Reichsminister aus Bundesmitteln Pen- 
sionen, Unterhaltsbeiträge, laufende Unter- 
stützungen oder ähnlidie Bezüge erhalten und 
in welcher Höhe? 

17. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Dr. Arndt das Sicdluugsvcrfahren hinsichtlich des frü- 

heren Remontegutes Mansbach (Kreis Hünfeld) 
alsbald zum Abschluß zu bringen und dafür 
zu sorgen, daß die Siedler endlich als Eigen- 
tümer ihrer Siedlerstellcn eingetragen werden 
können? 

Ist die Bundesregierung bereit, auf die von 
ihr verlangte Rückgabe der schon mit Siedlern 
besetzten Grundstücke zu verzichten, beson- 
ders da es sidi hierbei um elf landwirtschaft- 
liche Nebenerw^erbsstellen handelt, von denen 


15. Abgeordneter 
von Thadden 


16. Abgeordneter 

Jahn 



zwei von Heimatvertriebenen und zwei von 
Kriegerwitwen sdion bewirtsdiaftet werden? 

18. Abgeordneter Wann kann damit geredinet werden, daß 

Leonhard Krankenfahrzeuge des Deutschen Roten Kreu- 

zes in dringenden Fällen Kennscheinwerfer 
und Sondersignale führen dürfen? 

Ist dem Herrn Bundesministcr für Verkehr 
bekannt, daß im Hessischen Landtag vor 
einiger Zeit ein diesbezüglicher Antrag gestellt 
wurde, und mit welcher Begründung dieser 
abgelehnt wurde? 

Ist der Herr Bundesminister für Verkehr in 
der Lage, Auskunft darüber zu geben, welche 
Länder nacii Befragung sich gegen das Führen 
von Kennsdieinwerfern und Sondersignalen 
durch Krankentransportfahrzeuge des Roten 
Kreuzes ausgesprochen haben? 

Ist dem Herrn Bundesminister für Verkehr 
weiter bekannt, daß die Krankentransport- 
fahrzeuge in Rheinland-Pfalz diese Sonder- 
signale führen dürfen, und zwai, weil sie dort 
der Feuerwehr unterstellt sind, obwohl sie die 
gleichen Aufgaben erfüllen wie in anderen 
Ländern die Krankentransportwagen des Deut- 
schen Roten Kreuzes? 

Sprechen nach Ansicht des Herrn Bundesmini- f 

Sters für Verkehr gewichtige Gründe gegen das 
Führen solcher Sondersignale durch Kranken- 
transpoi tfahrzeuge des Deutschen Roten Kreu- 
zes oder sprechen nicht viel mehr Gründe für 
eine solche Regelung? 

19. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, unter Hinweis 
Meyer (Hagen) auf Artikel 56 des Vertrages die Hohe Behörde 

der Montan-Unlon in Luxemburg darauf auf- 
merksam zu machen, daß cs Aufgabe dieser 
Hohen Behörde wäre, im Rahmen der Euro- 
päisdien Union den Schutz dieser Bergleute 
zu übernehmen und die dafür erforderlichen 
Maßnahmen und Mittel bereit zu stellen? 

Wäre insbesondere die Bundesregierung bereit, 
entsprechend Artikel 56 des Vertrages bei der 
Hohen Behörde der Montanunion zu bean- 
tragen, 

1. die Bergarbeiter nach einer bestimmten 
Dienstzeit bzw. Dienstuntauglichkeit als 
vorbeugende Maßnahme für einen Berufs- 
W'echsel, vor allem für öffentliche Ver- 
waltungen, umzuschulen, 

2. den Bergarbeitern nicht riickzahlungs- 
pfiiehtige Beihilfen zur Schaffung selb- 

« ständiger Existenzen oder zum Erwerb 
von Eigenheimen zu gewähren, 

3. diesen betreffenden Bergarbeitern die 
Mittel zur Umschulung für ihren neuen 
Beruf zur Verfügung zu stellen. 



4. schließlich diesen Bergarbeitern bis zur 
Erlangung eines neuen Arbeitsplatzes eine 
Übergangshilfe in Höhe des entgangenen 
Arbeitsverdienstes zu zahlen? 

20. Abgeordneter Ist dem Herrn Bundesminister für Wirtschaft 
Dr. Wuermeling bekannt, ob die Gehälter der Sozialdirektoren 

deutscher Großunternehmungen höher oder 
niedriger sind als die Gehälter der Bundes- 
minister? 

21. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, welche maß- 

Blachstein gebenden deutschen Politiker in persönlichen 

Gesprächen dem Hohen Kommissar der Ver- 
einigten Staaten, wie er laut amerikanischen 
Agenturberichten vor dem Bewilligungsaus- 
schuß des Senats erklärt hat, zu der Auffas- 
sung verholfen haben, die „Neue Zeitung“ 
müsse weiterhin als Tageszeitung erscheinen, 
da sie sonst kein wirkungsvolles politisches 
Instrument wäre? Haben insbesondere etwa 
Mitglieder der Bundesregierung sich in solchem 
Sinne geäußert? 

22. Abgeordneter Da die Polizeiberichte fast täglicJi Sittlichkeits- 

Dr. Besold verbrechen an Kindern melden und fast täglich 

durch Sittlichkeitsverbrecher Kindern Schaden 
an Leib und Seele zugefügt wird, stelle ich an 
die Bundesregierung die Frage, weldie unver- 
züglichen wirkungsvollen und ausreichenden 
Maßnahmen sie zu ergreifen gedenkt, um den 
SittÜchkeitsverbrechern an Kindern das Hand- 
werk zu legen? 

23. Abgeordneter Wieviel Familien wohnen In der Bundesrepu- 

Kohl blik zur Zeit noch In ehemaligen Luftschutz- 

bunkern? 

Wie groß ist die Zahl der in den Bunkern 
untergebrachten Kinder und Jugendlichen bis 
zu 18 Jahren? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
den jetzigen Bunkerbewohnern in möglichst 
kurzer Frist zu normalen Wohnungen zu ver- 
helfen? 

24. Abgeordnete Ist dem Herrn Bundeskanzler bekannt, daß in 
Frau Thiele aller Kürze mit der Bombardierung des Großen 

Knechtsand begonnen wird? 

Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der 
Tatsache, daß durch die Bombardierung des 
Großen Knechtsand Hunderten von Fischern 
die Existenzgrundlage geraubt, daß Fischwirt- 
schafts- und Zubringerbetriebe ruiniert, die 
Deiche aufs scJiwerste gefährdet, die Schif- 
fahrtswege bedroht und daß Leben und Ge- 
sundheit der Patienten der in der Umgebung 
liegenden Krankenhäuser und Lungenheil- 
stätten sowie der übrigen Bevölkerung aufs 
schwerste gefährdet werden, von der Besatzungs- 
macht die sofortige Freigabe des Großen 
Knechtsand als Bombenziel zu verlangen? 



25. Abgeordnete 

Frau Thiele 


26. Abgeordnete 
Frau Thiele 


27. Abgeordneter 

Harig 


28. Abgeordneter 

Flarig 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß durdi 
die Errichtung eines Sperrgebietes zum Zwecke 
der Durchführung von Sdiießübungen in der 
Howachter Bucht vielen Fischern, insbesondere 
Kleinfischern, die Existenzgrundlage genom- 
men wird? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
sicherzustellen, daß die Fischer unverzüglich 
wieder ungehindert in diesem Gebiet ihre be- 
rufliche Tätigkeit ausüben können? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die auf 
der Insel Sylt stationierten alliierten Düsen- 
jägerflugzeuge ihre täglichen Übuiigsflügc an 
der Westküste Schleswig-Fiolsteins von der 
Nordspitze der Insel Sylt bis zur Eidermün- 
dung, und zwar innerhalb und außerhalb der 
deutschen Hoheitsgrenze ausführen, daß bei 
diesen Übungsflügen die Flugzeuge aus ihren 
an Bord befindlichen Bordkanonen und 
Maschinengewehren mit scharfer Munition 
feuern und dadurch die Krabbenfischer auf 
ihren Fangplätzen während ihrer schweren 
Arbeit aufs äußerste gefährden? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
das Leben und die Gesundheit dieser, ihrer 
beruflichen Arbeit nachgehenden Fischer zu 
schützen? 

Ist dem Herrn Bundesaiinister für das Post- 
und Fernmelde wesen bekannt, daß auf Grund 
seines Erlasses III E 8641 — 2 B vom 19. Mai 
1953 den Bediensteten der KW- Werkstätten 
die Kündigung zu dem Zweck zugestellt wird, 
den bisher übertariflich gezahlten Lohn ab- 
zubauen? 

Ist dem Herrn Bundesminister bekannt, daß 
in einer Belegsdiaftsversammlung der Postler 
in Bremen festgestellt worden ist, daß ihnen 
auf Grund dieser Maßnahmen 18^/o ihres bis- 
herigen Lohnes genommen werden soll, und 
daß die betreffenden Postler einstimmig gegen 
diese untragbare und schwere Lohnkürzung 
Protest erheben? 

Ist der Herr Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewescn bereit, die oben erwähnte 
Verfügung zurückzunehmen, um die daraus 
resultierenden Lohnkürzungen zu verhindern? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß, nach- 
dem die Vertretungen der Städte Sdiwelm, 
Ennepetal, Beyenburg gegen die geplanten 
Beschlagnahmungen von Gelände der drei 
Gemeinden zur Anlage eines Truppenübungs- 
platzes für die in Wuppertal stationierten eng- 
lischen Truppen energischen Protest eingelegt 
haben, jetzt Beauftragte der Regierung von 



Nordrhcin-Wcstfalcn in Brcckcrfeld, Ennepe- 
Ruhr-Kreis, nach Ersatzgelände suchen, und 
daß in der am 2. Juni 1953 stattgefundenen 
Sitzung den Vertretern dieser Gemeinde mit- 
geteilt worden ist, daß jetzt Breckerfelder 
Gemeindegelände als Ausrauschgelände der 
Besatzungsmacht zur Verfügung gestellt wer- 
den soll? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
der Forderung der Amtsvertreter von Brecker- 
feld gerecht zu werden und die drohende Be- 
sdilagnahme von Gelände dieser Gemeinde zu 
verhindern? 

29. Abgeordneter Ich frage den Herrn Bundesminister für Er- 

Kohl nährung, Landwirtschaft und Forsten: Ist es 

dem Herrn Bundesminister bekannt, daß in- 
folge der im September 1952 von der Bundes - 
regierung für die Monate November, Dezem- 
ber und Januar ausgesprochenen Ausfuhrsperre 
für Hopfen, die laut einem Beridit der 
„Hopfenrundschau'‘ vom 1. Mai 1953 auf 
Wunsch der deutschen Brauereien erfolgt sein 
soll, der Preis für Hopfen von 780, — DM 
pro Zentner auf 500, — DM gesunken ist? 
Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
diese als Folge der Exportbeschränkung ein- 
getretene schwere Schädigung der Hopfenbau- 
ern und Elopfenpflücker wiedergutzumachen? 

30. Abgeordneter Nachdem in den Tabakpflanzerprozessen, die 

Mehs kürzlich wegen der am 19. Februar 1952 in 

den Gemeinden des Wittlicher Tales vorge- 
nommenen Tabakrazzia vor dem Schöffen- 
gericht in Wittlich verhandelt worden sind, 
sich herausgestellt hat, daß noch ein dritter 
Verwiegetermin in Aussicht stand, frage ich 
den Herrn Bundesminister der Finanzen, 

1. ob die Hausdurchsuchungen vor dem 

31. März 1952 gereditfertigt waren, wo- 
bei Verstöße gegen die Strafbestimmungen 
in keiner Weise in Schutz genommen 
werden sollen, 

2. ob solche Hausdurchsuchungen überhaupt 
noch mit Artikel 13 Abs. 2 GG verein- 
bar sind, zumal der zuständige Amts- 
richter von der Durchführung nichts 
wußte? 


Bonn, den 19. Juni 1953 



